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1. Der Regierungsrat genehmigt den vorgelegten Briefentwurf an das Eid-
genössische Justiz- und Polizeidepartement EJPD.  

 
Begründung 

Der Regierungsrat begrüsst die vorgeschlagene Änderung des Bundesge-
setzes über das Verbot der Hamas, wonach künftig auch die Hisbollah sowie 
deren Tarn- und Nachfolgeorganisationen und Organisationen oder Gruppie-
rungen, die im Auftrag oder im Namen der Hisbollah handeln, verboten wer-
den sollen. Gleichzeitig erachtet er eine Anpassung von Artikel 74 des Bun-
desgesetzes über den Nachrichtendienst als den sachgerechteren und 
nachhaltigeren Ansatz, um künftige Organisationsverbote systematisch und 
ohne den Erlass weiterer Spezialgesetze zu regeln. Die entsprechenden Be-
strebungen auf parlamentarischer Ebene begrüsst er deshalb ausdrücklich. 
 
 

 

 


